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April 1959 
S I B ,  Justizobersekretar 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

2349 024

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit 

Io) der Kraftdroschkenbesitzerin Hulda B

2o) des Kraftfahrers Alfred S 
TBBstrasse

Beklagten, Berufungskläger und 
Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigter% Rechtsanwalt

g e g e n

1c)
20
3 .)

die Witwe Ida S c h  wmmmy
den am BBV1939. geborenen Rainer S c h
den am fBBi1944 geborenen Hartmut S c h
sämtlich wohnhaft in H|____
strasse BHI? zu 2) und 3) gesetzlich vertreten 
durch die Klägerin zu 1),

Kläger, Berufungsbeklagte und 
Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter8 Rechtsanwalt*

hat der VIc Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 24« April 1959 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br. Kleinewefers, Br. K.B.Meyer, Hanebeck, 
Br. Hauß und Heinrich Meyer
für Recht erkannt?

Bie Revision der Beklagten gegen das 
Urteil des 5« Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Celle vom 6.‘ Januar 1958 wird zurückgewiesen.

Bie Kosten der Revision werden den Beklag­ten auferlegt.
Von Rechts wegen
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Tatbestands

Am 30. April 1932 gegen 0.45 Uhr stieß der Sohrift- 
maler Fritz SchflB, der mit seinem Fahrrad die AflU

He®fetraße in in Richtung RMRplatz be­
fuhr ? mit der in gleicher Richtung fahrenden Kraftdrosch­
ke der Erstbeklagten, die vom Zweitboklagten gesteuert 
wurde, zusammen. Sch(Hverstarb an den Folgen des Unfallso 
Seine Witwe und seine beiden Söhne haben von den Beklag­
ten Ersatz des ihnen entgangenen Unterhalts verlangt und 
vorgetragen, der Zweitbeklagte habe den Unfall allein 
verschuldet.

Die Beklagten haben Klagabweisung beantragt. Sie 
haben geltend gemacht, der Unfall stelle für den Zweit- . 
beklagten ein unabwendbares Ereignis dar. Der Ehemann 
Sch^B sei, als der Zweitbeklagte nur noch 3 m schräg hin­
ter ihm gewesen sei, plötzlich ohne Warnzeichen nach links 
abgebogen, so daß es dem Zweitbeklagten unmöglich gewesen 
sei, auszuweichen oder anzuhalten.

Das Landgericht hat den Klageanträgen im wesentlichen 
stattgegeben. Es hat eine Haftung der Beklagten nach. den 
Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches und des Kraft- 
fahrzeuggesetzes bejaht und ein mitwirkendes Verschulden 
des Getöteten als nicht erwiesen erachtet.

Auf die Berufung der Beklagten hat das Oberlandes­
gericht das Urteil nur geringfügig zugunsten der Beklag­
ten abgeändert. Es hat ebenso wie das LandgesbJckt ein 
schuldhaft verkehrswidriges Verhalten des Zweitbeklagten 
angenommen und die Haftung der Erstbeklagten nach § 831 BGB 
bejaht9 da diese keinen Entlastungsbeweis angetreten habe.

i&
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Auf die Revision der Beklagten hat der erkennende 
Senat das Urteil aufgehoben und die Sache zur ander­
weiten Verhandlung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen» Er hat ausgeführt, das Berufungsgericht habe, 
v/ie die Revision mit Recht rüge, möglicherweise nicht 
alle rechtserheblichen Tatsachen erschöpfend berücksich­
tigt« Außerdem habe es rechtserhebliche Feststellungen 
getroffen ohne Angabe tatsächlicher Unterlagen.

Aufgrund der erneuten Verhandlung hat das Berufungs­
gericht nach Durchführung einer Beweisaufnahme an der Un­
fallstelle ein fehlsames Verhalten des Zweitbeklagten ■ 
nicht mehr für erwiesen erachtet und nur noch die Ver­
urteilung der Erstbeklagten nach § 831 BUB aufrecht er­
halten»

Mit der Revision erstreben die Beklagten volle 
Klageabweisung. Die Kläger bitten um Zurückweisung der 
Revision.

Ent scheidungsgrtinde s

Die Revision kann keinen Erfolg haben.

Das Berufungsgericht führt aus, die Beweisaufnahme 
habe eine völlige Klärung des Unfallgeschehens nicht er­
bracht. Zeugen, die den Unfall beobachtet hätten, seien 
nicht vorhanden. Es bleibe daher nur die Möglichkeit, 
Rückschlüsse aus den Unfallspuren, der Lage des Ehe­
mannes Sch^l sov/ie den Beschädigungen und dem Standort
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der unfallbeteiligten Fahrzeuge zu ziehen» Danach 
stehe lediglich fest, daß der Zweitbeklagte den Ehemann 
S c h ^ Ü  angefahren habe, als dieser von seiner geraden 
Fahrtrichtung mehr oder weniger weit nach links abge­
bogen sei» Diese Feststellung ergebe sich aus den Be­
schädigungen der am Unfall beteiligten Fahrzeuge so­
wie aus dem Umstand, daß der Verunglückte und sein Fahr­
rad, deren genaue Lage nach dem Unfall zwar nicht fest­
stellbar sei, jedenfalls nicht ganz rechts auf der Fahr­
bahn gelegen hätten» Hier hätten sie aber liegen müssen, 
wenn der Zweitbcklagte nach rechts abgebogen v/äre und 
den geradeaus fahrenden Ehemann SchflB ungefähren hätte» 
Weitere Feststellungen über die Lage des Verunglückten 
und seines Fahrrades könnten nicht getroffen werden, d a ' 
der Zv/eitbeklagte den Verletzten unstreitig vor dem Ein- 
tref f cn der Zeugen BeflMfll und an den lin­
ken Straßenrand vor den Kraftwagen gezogen habe und 
nicht aufzuklären sei, von welcher Stelle er ihn fort­
geschafft habe« Auch die Lage des Fahrrades könnermög- 
licherv/eise vor dem Erscheinen der Zeugen von ihm ver­
ändert worden sein» Damit sei aber jede weitere Auf­
klärung däs Unfallgeschehens unmöglich« Es lasse sich 
insbesondere nicht feststeilen, in welcher Entfernung 
der Verunglückte vor dem Kraftwagen nach links abge­
bogen sei, ob es sich um eine plötzliche oder allmähli­
che Linksbewegung gehandelt habe und wie weit die Links­
bewegung den Verunglückten zur Fahrbahnmitto hin geführt 
habe« Aus diesen Gründen könne auch die Ursächlichkeit 
einer geringfügigen Überschreitung der zulässigen Fahr­
geschwindigkeit des Zweitbeklagten für den Unfall, eben­
so ein zu geringer Abstand beim Überholen nicht festge- 
stellt werden« Es könne auch nicht zu seinen Lasten ver-
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wertet werden, daß er den Verunglückten beiseite gezo­
gen habe? denn das brauche nicht den Zweck gehabt zu ha­
ben, Unfallspuren zu beseitigen, sondern könne auch ge­
schehen sein, um die gefährdete Lage des Verletzten zu 
behoben« Nach alledem sei ein Verschulden des Zweitbe­
klagten zwar nicht auszuschliessen, aber auch nicht nach­
weisbar« Seine Haftung bleibe daher auf die Vorschriften 
des Strassenverkehrsgesetzes beschränkt.

Lagegen treffe die Erstbeklagte neben der Haftung 
aus dem Strassenverkehrsgesetz auch eine Schadensersatz­
pflicht nach § 831 BGB; denn der Zweitbeklagte habe -den 
Unfall als ihr Verrichtungsgehilfe in Ausführung der 
aufgetragenen Verrichtung verursacht, und die Erstbe­
klagte habe weder beweisen können, daß der Zweitbeklagte 
sich verkehrsrichtig verhalten habe (vgl. BGIIZ 24, 21 as 
NJU 57? 785), noch habe sie einen Entlastungsbeweis 
nach § 831 BGB auch nur angetreten.

Diese Ausführungen halten einer rechtlichen Nach­
prüfung stand. Die Revision rügt, das Berufungsgericht 
habe seine Annahme, der Zweitbeklagte habe möglicherweise 
auch die Lage des Fahrrades vor dem Eintreffen der ge­
nannten Zeugen verändert, mit Erwägungen darüber unter­
mauern müssen, ob der Zweitbeklagte vor dem Erscheinen 
der Zeugen überhaupt zeitlich die Möglichkeit gehabt 
habe, die Lage des Verletzten und seines.Fahrrades we­
sentlich zu verändern. Zumindest hätte das Berufungs­
gericht, so meint die Revision v/eiter, die Parteien mit 
der Annahme dieser Möglichkeit nicht überraschen dürfen, 
ohne sie vorher mit ihnen zu erörtern« Die Beklagten hät­
ten dann Beweis dafür angetreten, daß dem Zweitbeklagten 
keine Zeit verblieben sein könne, vor dem Erscheinen der

»V«
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Zeugen die Lage des Verletzten und seines Fahrrades zu 
verändern« Entfalle aber diese Möglichkeit, so werde 
damit der gesamte Ausgangspunkt des Vordcrurteils über 
die Unaufklärbarkeit des Unfallgeschehens hinfällig«

Biesen Rügen kann nicht gefolgt werden« Nach der von 
der Revision besonders hervorgehob&ien Bekundung des 
Zeugen B e f l B B B  verblieb dem Zweitbeklagten, der nach 
seiner eigenen Aussage nach dem Unfall aus dem noch 
rollenden Kraftwagen ausgestiegen war, bis zum Eintref­
fen des Zeugen an der Unfallstelle noch eine verhältnis­
mäßig geraume Zeit, nämlich der Zeitraum, in .dem der Zeuge 
eine Wegstrecke von 300 - 400 m auf seinem Fahrrad zurück­
legte« Bas Hinüberschieben eines Fahrrades von einer Fahr­
bahnseite auf die andere erfordert aber nur eine Zeitspanne 
von ganz wenigen Sekunden, da hierzu lediglich eine kräf­
tige ruckartige Bewegung erforderlich ist« Bas Berufungs­
gericht konnte daher davon ausgelien, daß der Zwcitbeklag- 
te genügend Zeit hatte, auch die Lage des Fahrrades zu 
verändern« Es kann der Revision auch nicht zugegeben wer­
den, daß die Annahme, der Zweitbeklagte habe möglicher­
weise auch die Lage des Fahrrades verändert, für die Be­
klagten so überraschend war, daß das Berufungsgericht sie 
vorher mit ihnen hätte erörtern müssen« Bereits seit Be­
ginn des Rechtsstreits hatten die Parteien darüber ge­
stritten, ob der Zweitbeklagte mit dem unstreitig erfolg­
ten Hinüberziehen des Verletzten an den linken Straßen­
rand die Absicht verfolgt habe, den Unfallhergang zu ver­
schleiern« Bas Berufungsgericht hält diese Absicht zv/ar 
nicht für erwiesen, aber auch nicht für ausgeschlossen« 
Hatte aber der Zweitbeklagte diese Absicht, so mußte sich



ihm der Gedanke, auch das Fahrrad hinüber zu schieben, 
geradezu aufdrängen; denn das Hinüberziehen des Ver­
letzten auf die linke Strassenseito unter Zurücklassen 
des Fahrrades auf der andern Seite wäre ein sinnloses 
Unterfangen gewesen.» Hinzu kommt, daß nach der Aussage 
des Zeugen B r ^ H >  der die Unfallstelle unmittelbar nach 
dem Unfall eingesehen hatte, das Fahrrad noch auf der 
rechten Strassenseito, rechts der Strassenbahnschienen 
gelegen hat, während es nach der Aussage der später hin­
zugekommenen Zeugen auf der linken Strassenseite lag« End­
lich haben die Kläger in der Berufungsinstanz eingehende 
Ausführungen darüber gemacht, daß der Zweitbeklagte das 
Fahrrad auf die linke Strassenseite hinübergezogen ha­
ben müsse« Unter diesen Umständen lag die Annahme, daß 
der Zweitbeklagte möglicherweise auch die Lage des Fahr­
rades verändert habe, durchaus nicht fern, und von einer 
tiberraschung der Beklagten durch das Berufungsgericht 
kann nicht die Rede sein« Der Ausgangspunkt des Beru- 
fungs]*rteils, daß der Unfallhergang nicht völlig zu klä­
ren sei, aus dem das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum 
die Haftung der Erstbeklagten aus § 831 BGB herleitet, 
ist daher nicht zu beanstanden«

Ein Mitverschulden des Verunglückten Sch^| an dem 
Unfall hält das Berufungsgericht nicht für erwiesen« Wenn 
Sch^f, so führt es aus, vor dem Zusammenstoß auch eine 
Linksbewegung ausgeführt habe, so folge daraus allein 
noch nicht ein schuldhaftes Verhalten. Es könne sich bei 
dieser Bewegung um eine Abweichung im Rahmen der normalen 
Schwankungsbreitc eines Radfahrers gehandelt haben« Auch 
bestehe die Möglichkeit, daß der Zweitbeklagte keinen hin-
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reichenden Seitenabstand von Sch^H eingehalten habe« 
Schließlich 'bleibe die Möglichkeit offen, daß Schaft 
durch ein von ihm nicht vertretbares Verhalten eines 
zweiten Radfahrers, der möglicherweise rechts neben ihm 
gefahren sei, zum Abbiegen nach links gezwungen worden 
sei« Sollte SchflB neben einem zweiten Radfahrer gefah­
ren sein, so stelle das nach § 28 StVO kein Verschulden 
dar; Sch^| habe eine Verkehrsgefährdung oder -behinderung 
durch das Nebeneinanderfähren angesichts der Breite der 
gerade veil aufenden Fahrbahn von etwa 10.m nicht anzuneh­
men brauchen, zumal zur Unfallzeit -0.45 Uhr - kein 
starker Verkehr geherrscht habe« Ein Schadensausgleich 
nach § 254 BGB komme daher nicht in Betracht«

Auch diese Ausführungen sind frei von Rechtsirrtum»
Die Revision rügt, das Berufungsgericht habe außer Acht 
gelassen, daß nach der von den Polizeibeamten E(HMI

als richtig ausgewiesenen polizeitlichen Unfall­
skizze der Zusammenstoß nahe der Strassenmittc, jedoch auf 
der linken Pahrbahnhälfte, in der Fahrtrichtung der Un­
fallbeteiligten gesehen, erfolgt sei« Nach der Unfall­
skizze beginne die Bremsspur des Kraftwagens ebenfalls 
auf der linken Fahrbahnseite» Bei dieser Sachlage habe 
der Berufungsrichter nicht annehmen dürfen, das Links- 
abweichen des Radfahrers könne im Rahmen der normalen 
Schwankungsbreite erfolgt sein. Auch nach § 28 StVO habe 
der Verunglückte nicht so weit nach links geraten dürfen; 
dies auch dann nicht, wenn noch ein zweiter Radfahrer ne­
ben ihm gefahren wäre; denn bei solch weitem Ausbiegen 
nach links sei der übrige Verkehr zweifellos behindert wor­
den. Angesichts der Übertretung des § 28 StVO durch den Ver 
unglückten spreche bereits der Anscheinsbeweis für sein },J



Mitverschulden« Es finde sogar eine echte Umkehr der Be­
weislast statto

Die Revision übersieht bei diesen Rügen, daß in der 
Unfallskizze nur die vermutliche Stelle des Zusammen- 
stosses eingetragen ist, und daß nach der Aussage des 
Polizeiobermeisters D f l H B  die Eintragung lediglich auf 
Grund der Angaben des Zweitbeklagten erfolgt ist* Die 
Revision übersieht weiter, daß nach der Aussage des Sach­
verständigen, dem das Berufungsgericht in allen wesent­
lichen Punkten gefolgt ist, der Zusammenstoß bereits vor 
Beginn der Bremsspur erfolgt sein kann« Das Berufungs­
gericht ist danach mit Recht davon ausgegangen, daß we­
der die vermutliche Unfallstelle in der Polizeiskizze 
noch die dort eingetragene Bremsspur hinreichend sichere 
Anhaltspunkte für die Zusammenstosstelle ergeben« Alle 
vorerwähnten Revisionsrügen beruhen aber auf der mit den- 
Urtdilsgründen nicht zu vereinbarenden Annahme, daß die 
Unfallstelle auf der linken Fahrbahnseite der Beteiligten 
liege« Sic sind daher sämtlich unerheblich«

Die Revision rügt weiter zu Unrecht, das Berufungs­
gericht habe sich damit auseinandersetzen müssen, daß der 
gerichtliche Sachverständige ein Verschulden des verun­
glückten Radfahrers angenommen habe; es habe seine eigene 
Sachkunde ausweisen müssen, falls es von dem Gutachten 
habe abweichen wollen. Die von der Revision behauptete An­
nahme ist in dem Gutachten nicht zu finden« Darüber hinaus 
wäre es nicht Aufgabe des Sachverständigen gewesen, über die':
Verschulden sfr. age zu befinden« Diese Aufgabe obliegt allein ''*
dem Gericht«
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Die Erwägungen des Berufungsgerichts zur Schadens­
höhe lassen, wie der erkennende Senat bereits im Urteil 
vom 23- Oktober 1956 zu den mit dem angefochtenen Urteil 
übereinstimmenden Ausführungen des ersten Berufungsur­
teils dargelegt hat, einen Rechtsirr.tum nicht erkennen«
Die Ausführungen des Berufungsgerichts stehen in Ein­
klang mit dem grundlegenden Urteil des Bundesgerichts­
hofs LM § 844 Abs«2KBGB^Nr*2, nach dem der Ersatzpflichti­
ge Schadensersatz in dem Umfang leisten muß, in dem der 
Unterhaltspflichtige zur Unterhaltsleistung rechtlich 
verpflichtet war« Das Maß des Unterhalts, den die Erst­
klägerin verlangen kann, richtet sich gemäß §§ 1360,
1360 a BUB danach, was der getötete Ehemann bei einer dem 
Wesen der Ehe entsprechenden Lebensgemeinschaft ihr hätte 
gewähren müssen« Sie soll hinsichtlich ihres Unterhalts 
so gestellt werden, wie wenn der Getötete am Leben ge­
blieben wäre« Den Kindern steht gemäß § 1610 BGB standes­
gemäßer Unterhalt, zu, den ihnen nunmehr die Beklagten zu 
gewährleisten haben« Entsprechend diesen Grundsätzen hat 
das Berufungsgericht, von dem letzten und sodann von dem 
voraussichtlichen künftigen Einkommen des Getöteten aus­
gehend, nach § 287 ZK) zunächst die persönlichen Bedürf­
nisse des Ehemanns geschätzt und in Abzug gebracht, so­
dann die auf die Kinder und die Ehefrau entfallenden Be­
träge festgelegto Dabei hat es der Ehefrau mit Recht ei­
nen wesentlichen Betrag für allgemeine Haushaltskosten 
(Miete, Heizung, Beleuchtung u«a«) zugebilligt, die nach 
seiner rechtlich nicht angreifbaren Auffassung durch den 
Tod des Ehemanns nur unwesentlich gemindert worden sind«
Es ist daher entgegen der Meinung der Revision nicht zu 
beanstanden, wenn zugunsten der Ehefrau einschließlich 
der Haushaltskosten ein erheblich höherer Betrag angesetzt

d* .
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wurde als für den getöteten Ehemann, zumal diese Haus­
haltskosten im Palle seines Weiterlehens ihm in gleicher 
Weise zugute gekommen wären wie der Ehefrauc Bei der ge­
samten Bemessung der Beträge für die einzelnen Beteilig­
ten sind Bechtsfehlcr in dem Sinne, daß das Berufungs­
gericht hei Ausübung des ihm nach § 287 ZPO zustehen­
den Ermessens die von den Parteien vorgetragenen schät­
zungsbegründenden Tatsachen nicht gewürdigt hätte, oder 
daß die Schätzung auf grundsätzlich falschen Erwägungen 
beruhte, nicht ersichtliche Zu Unrecht rügt die Revision, 
das* Berufungsgericht sei bei der Bemessung der Ansprüche 
der Erstklägerin grundsätzlich von der Pension einer 
Beamtenwitwe ausgegangen - 60 # der Pension des Ehemannes 
und habe diesen Prozentsatz seinen Schätzungen zugrunde 
gelegto Das Beamtenverhältnis sei aber kein brauchbarer 
Maßstab* Das Berufungsgericht hat vielmehr in der bereits 
dargolegten Weise auf Grund der konkreten Umstände die 
Unterhaltsbedürfnisse aller Beteiligten gewürdigt, dem­
entsprechend die den einzelnen Klägern zukommenden An­
teile am Einkommen des Getöteten ermittelt und danach die 
ihnen gebührenden Schadensersatzleistungen geschätzt« Die 
Grundsätze für die Bemessung der Pension einer Beamten- * 
witwe hat das Urteil nur hilfsweise und zum Vergleich mit 
den so gewonnenen Ergebnissen herangezogen. Diese Er­
wägungen sind für das Urteil nicht tragend und ohne ent­
scheidende Bedeutung«, Es braucht daher nicht geprüft zu 
werden, ob die Pension einer Beamtenwitwe einen brauch­
baren Maßstab für die Bemessung der Unterhaltsansprüche 
darsteilto

Es ist entgegen einer weiteren Revisionsrüge auch 
nicht zu beanstanden, wenn das Berufungsgericht in der
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Lehrlingsvergütung der Kläger zu 2) und 3) lediglich 
einen Ausgleich für ihre wachsenden Unterhaltsbedürf- 
nisse während der Lehrlingszeit ansieht und für diese 
Zeit die ihnen zugehilligten Zahlungen von 60 DM monat­
lich nicht kürzt® Das Lchrlingsgeld des Zv/eitklägers be­
trug für das erste Lehrjahr unbestritten 25 DM monatlich® 
Das Berufungsgericht konnte ohne Rechtsverstoß gemäß 
§ 287 ZPO davon ausgehen, daß die Erhöhung des Lehrlings­
geldes im zweiten und dritten Lehrjahr den steigenden 
Lebensbedürfnissen des Lehrlings entspricht®

Auch die Verpflichtung der Erstklägerin, für ihren 
Lebensunterhalt teilweise selbst durch Ausübung einer Er­
werbstätigkeit zu sorgen, ist vom Berufungsgericht in 
rechtlich' nichtl angreifbarem Umfang festgelegt v/orden®

Das Berufungsgericht hat endlich mit Recht die von 
der Sozialversicherung zugunsten der Kläger gezahlten 
Krankenversicherungsbeiträge nicht abgeeetzt® Das Urteil 
ist bei der Bemessung der Unterhaltspflicht des Getötotcn 
von dessen Nettolohn ausgegangen, hat hier also Leistun­
gen des Getöteten zugunsten der Kläger, zu denen er ge­
setzlich verpflichtet war, nämlich seine Krankenkassen— 
beiträge, unberücksichtigt gelassen® Blieben diese Lei-
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stungen aber hier außer Ansatz, so durften sie auch nicht 
auf Grund des Rechtsüberganges nach § 1542 RVÖ abgesetzt 
werden«

Die Revision war nach alledem mit der Kostenfolge 
aus § 97 ZPO zurückzuweisen«

Dr« Kieinev/efers Dr« K«E«Meyer Hanebeck

Dr. Hauß Heinrich Meyer


